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Doppelte Haushaltsführung: Kostenbeteiligung wird bei Singlehaushalten nicht geprüft

Die heutige Arbeitswelt verlangt Arbeitnehmern eine hohe Flexibilität ab - insbesondere Jobeinstei-
ger müssen sich räumlich flexibel zeigen. Wer sein gewohntes Lebensumfeld nicht aufgeben will 
oder kann, richtet sich am Arbeitsort häufig eine Zweitwohnung ein und pendelt an den Wochenen-
den zurück zu seinem Lebensmittelpunkt.
Der Fiskus hält für diesen Spagat einen Werbungskostenabzug für eine doppelte Haushaltsführung 
bereit: Arbeitnehmer können u.a. die Kosten der Zweitwohnung (max. 1.000 EUR pro Monat), 
wöchentliche Heimfahrten und Verpflegungspauschalen als Werbungskosten abrechnen. Wichtige 
Voraussetzung für die Anerkennung einer doppelten Haushaltsführung ist aber, dass der Arbeitneh-
mer in seiner Hauptwohnung einen eigenen Hausstand unterhält.
Hinweis: Ist er dort lediglich als Kind in den Haushalt seiner Eltern eingegliedert, ohne dass er die 
Haushaltsführung wesentlich mitbestimmt, liegt kein anerkennungswürdiger Hausstand vor, so dass 
das Finanzamt keinen Werbungskostenabzug für eine doppelte Haushaltsführung zulässt.
Damit ein eigener (Erst-)Hausstand in der Hauptwohnung anerkannt wird, muss sich der Arbeitneh-
mer finanziell an den Kosten der dortigen Lebensführung beteiligen. Die Finanzverwaltung fordert 
hierfür, dass der Arbeitnehmer mehr als 10 % der monatlich regelmäßig anfallenden Kosten der 
Haushaltsführung (z.B. für Lebensmitteleinkäufe) trägt.
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, dass die finanzielle Beteiligung an den Kosten der 
Lebensführung bei Einpersonenhaushalten nicht zu prüfen ist, da sie denknotwendigerweise 
vorliegt. Wer allein lebt, muss seine Kosten schließlich auch alleine tragen.
Im zugrunde liegenden Fall hatte ein auswärts studierender, 28-jähriger Sohn seine Hauptwohnung 
in einer separaten Wohnung im Obergeschoss seines Elternhauses eingerichtet. Die Eltern wohnten 
in der grundrissgleichen Wohnung im Erdgeschoss und ließen ihn mietfrei wohnen. Am Studienort 
unterhielt der Sohn eine Zweitwohnung.
Der BFH erkannte seine doppelte Haushaltsführung dem Grunde nach an und erklärte, dass er am 
Erstwohnsitz eine Wohnung mit eigener Haushaltsführung innegehabt habe. Vom Unterhalten eines 
eigenen Hausstands ist regelmäßig auszugehen, wenn der Haushalt in einer in sich abgeschlossenen 
Wohnung geführt wird, die auch nach Größe und Ausstattung ein eigenständiges Wohnen und 
Wirtschaften gestattet. Hiervon war vorliegend auszugehen. Unerheblich war für das Gericht, dass 
der Sohn mietfrei wohnen durfte.
Der finanziellen Beteiligung an den Kosten der Lebensführung kommt nach Gerichtsmeinung nur 
Bedeutung zu, soweit der Steuerzahler am Lebensmittelpunkt einem Mehrpersonenhaushalt ange-
hört. Nur wenn mehrere Personen einen gemeinsamen Haushalt führen, kann sich der Einzelne an 
den Kosten dieses Haushalts und damit den Kosten der Lebensführung beteiligen.
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Arbeitnehmerzuwendungen: Betriebsausgaben für Incentives

Wenn Sie als Arbeitgeber Ihren Arbeitnehmern oder auch selbständigen Vertretern Ihres Unterneh-
mens etwas Gutes tun wollen, können Sie diesen eine Provision zahlen. Aber auch Zuwendungen, 
die nicht in Geld bestehen, wie etwa Gutscheine, Reisen oder ein Essen in einem besonderen Res-
taurant, sind eine gute Möglichkeit. Sofern die Zuwendungen mit Ihrem Unternehmen im Zusam-
menhang stehen, können Sie die Kosten als Betriebsausgaben berücksichtigen. Im Streitfall hatte 
das Finanzamt einen Teil der Ausgaben nicht als Betriebsausgaben anerkannt. Letztlich musste 
daher das Finanzgericht Köln (FG) entscheiden.
Die Klägerin, ein Versicherungsunternehmen, lobte gegenüber ihren angestellten und selbständigen 
Versicherungsvertretern für das Erreichen bestimmter Umsatzziele sogenannte Incentive-Reisen 
aus. Im Jahr 2014 führte sie für diejenigen, die dieses Ziel erreicht hatten, entsprechende Städterei-
sen mit Stadtrundfahrten, Restaurantbesuchen, Segeltörns etc. durch. Die Vertreter erhielten bei 
den Reisen auch Einkaufsgutscheine, die sie einlösen konnten. Letztere qualifizierte das Finanzamt 
als nichtabziehbare Geschenke und behandelte 30 % der Bewirtungsaufwendungen ebenfalls als 
nicht abzugsfähig.
Auch die Aufwendungen für die Segeltörns fielen unter das Betriebsausgabenabzugsverbot. Nach 
Ansicht der Klägerin handelte es sich jedoch um Vertriebsaufwand.
Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Die Kosten für die Reisen sind in vollem Umfang als Betrieb-
sausgaben abzugsfähig. Die Aufwendungen sind eine Gegenleistung für die erfolgreiche Versiche-
rungsvermittlung. Die Gutscheine waren Teil der Reiseprämie. Auch der Abzug der Bewirtungskos-
ten ist uneingeschränkt möglich. Eine Reduzierung auf 70 % ist nicht zulässig, denn die Aufwendun-
gen für die Bewirtung standen in einem unmittelbaren zeitlichen und wirtschaftlichen Zusammen-
hang mit den erbrachten Vermittlungsleistungen.
Es liegen auch keine unangemessenen Repräsentationsaufwendungen vor, da der Segeltörn eine 
Gegenleistung für die Leistung der Versicherungsvertreter war. Die Aufwendungen hierfür hatten 
keine Berührung zur Lebensführung und zur wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Stellung der 
durch sie begünstigten Versicherungsvertreter.
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Arbeitszimmer: Wann Umzugskosten als Werbungskosten abzugsfähig sind

Umzüge sind oft mit viel Stress und hohen Kosten verbunden. Ist der Umzug allerdings beruflich 
bedingt, besteht die Möglichkeit, die Kosten als Werbungskosten steuerlich zu berücksichtigen. Das 
ist zum Beispiel der Fall, wenn sich durch den Umzug der Arbeitsweg verkürzt und man dadurch 
mindestens eine Stunde Fahrzeit pro Tag spart. Oder auch, wenn man eine neue Beschäftigung an 
einem anderen Ort aufnimmt und dorthin zieht. Im Streitfall musste das Finanzgericht Münster (FG) 
über die Anerkennung von Umzugskosten als Werbungskosten entscheiden.
Die Kläger wurden im Streitjahr 2020 zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. Am 01.02.2019 
nahm die Klägerin eine Tätigkeit als Grundschullehrerin auf. Im Juni 2020 zogen die Kläger innerhalb 
desselben Orts von einer kleineren Wohnung mit zwei Zimmern in eine größere Wohnung mit drei 
Zimmern um, wobei eines der Zimmer der Klägerin fortan als Arbeitszimmer diente. Die Entfernung 
zu ihrer Arbeitsstätte verringerte sich durch den Umzug lediglich von zehn auf neun Kilometer.
Mit ihrer Steuererklärung machten die Kläger neben den Aufwendungen für das häusliche Arbeits-
zimmer auch die Umzugskosten geltend, die neben Fahrtkosten und Verpflegungsmehraufwendun-
gen auch doppelte Mietzahlungen umfassten. Das Finanzamt berücksichtigte die Kosten jedoch 
nicht.
Auch das FG hielt den Umzug nicht für beruflich veranlasst. Umzugskosten seien nur dann Wer-
bungskosten, wenn die berufliche Tätigkeit des Steuerpflichtigen der ausschlaggebende Grund für 
den Wohnungswechsel sei. Das Gebot der Rechtssicherheit verlange, dass sich dies anhand objekti-
ver Umstände, die typischerweise auf eine berufliche Veranlassung des Umzugs schließen ließen, 
feststellen lasse. Eine nahezu ausschließliche berufliche Veranlassung des Umzugs in eine andere 
Wohnung liege daher nicht vor, wenn in dieser Wohnung (erstmals) die Möglichkeit zur Einrichtung 
eines Arbeitszimmers bestehe.
Es fehle insoweit an einem objektiven Kriterium, das nicht durch die private Wohnsituation zumin-
dest mitveranlasst sei. Die neue Wohnung der Kläger war größer als die alte, so dass sich auch die 
private Wohnsituation verbessert hat.
Hinweis: Kosten für einen Umzug aus privaten Gründen können auch, sofern die Voraussetzungen 
erfüllt sind, als haushaltsnahe Dienstleistungen berücksichtigt werden.
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Entfernungspauschale: Nicht immer zählt die kürzeste Straßenverbindung

Die Mehrheit der Beschäftigten in Deutschland fährt mit dem Auto zur Arbeit - rund 65 % waren es 
im Jahr 2024. Dies geht aus aktuellen Zahlen des Statistischen Bundesamts (Destatis) hervor, die 
sich auf Ergebnisse des jüngsten Mikrozensus stützen. Demnach nutzten knapp 16 % Arbeitnehmer 
öffentliche Verkehrsmittel für den Arbeitsweg. Rund 10 % nutzten das Fahrrad, rund 7 % gingen zu 
Fuß.
Berufspendler können ihre Fahrten zur Arbeit über die Entfernungspauschale als Werbungskosten 
absetzen. Diese gilt für jeden vollen Kilometer der einfachen Fahrtstrecke zur Arbeit (erste Tätig-
keitsstätte) und für jeden Tag, an dem diese Strecke zurückgelegt worden ist. Die Pauschale beträgt 
derzeit 30 Cent pro Kilometer, ab dem 21. Entfernungskilometer sind es 38 Cent. Ab 2026 soll die 
Pauschale einheitlich auf 38 Cent pro Kilometer angehoben werden.
Die bei der Pauschale ansetzbare Entfernung bemisst sich dabei im Regelfall nach der kürzesten 
Straßenverbindung zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte. Arbeitnehmer dürfen aber eine längere 
Straßenverbindung in ihrer Einkommensteuererklärung abrechnen, wenn sie diese Strecke tatsäch-
lich genutzt haben und sie glaubhaft machen können, dass diese offensichtlich verkehrsgünstiger ist. 
Hierzu müssen sie dem Finanzamt (FA) aber in der Regel nachweisen, dass die längere Fahrstrecke 
eine Zeitersparnis mit sich gebracht hat, weil auf der kürzesten Strecke häufig Staus herrschten oder 
Baustellen eingerichtet waren.
Es empfiehlt sich also eine gute Beweisvorsorge, bspw. durch das Aufbewahren von Zeitungsarti-
keln über Baustellen und längerfristige Sperrungen oder das Ausdrucken von Staumeldungen.
Anspruch auf die Entfernungspauschale hat man unabhängig davon, wie man sich fortbewegt. Man 
erhält sie also nicht nur als Autofahrer, sondern auch, wenn man Bus, Bahn, Fahrrad oder Skate-
board fährt - oder einfach zu Fuß geht.

Hinweis: Arbeitnehmer sollten wissen, dass sie in jedem Fall den Arbeitnehmerpauschbetrag von 
aktuell 1.230 EUR pro Jahr als Werbungskosten abziehen können. Fallen ihre tatsächlichen Wer-
bungskosten niedriger aus, weil bspw. die Entfernung zur Arbeitsstätte gering ist, berücksichtigt das 
FA den Pauschbetrag automatisch.
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